
Anzeigen wegen
Kirchenasyl

Bad Kreuznach. In Rheinland-Pfalz
eskaliert erneut ein Streit um das
Kirchenasyl. Die Staatsanwaltschaft
Bad Kreuznach bestätigte, dass der
Rhein-Hunsrück-Kreis in insgesamt
neun Fällen Strafanzeigen gegen
Verantwortliche aus Kirchenge-
meinden gestellt habe, die Kirchen-
asyl gewähren. Die Ermittlungsbe-
hörde werde in den kommenden
Tagen entscheiden, ob sie ein Straf-
verfahren einleite, sagte Oberstaats-
anwalt Kai Fuhrmann. Auch die ins
Kirchenasyl aufgenommenen
Flüchtlinge seien wegen illegalen
Aufenthalts angezeigt worden. Die
„Rhein-Zeitung“ meldete, schon im
Juni sei ein Versuch der Kreisver-
waltung gescheitert, ein Kirchen-
asyl im Rhein-Hunsrück-Kreis per
Polizeieinsatz aufzulösen. epd

Salvini erwartet
bald Abkommen

Mailand. Der italienische Innenmi-
nister Matteo Salvini hat bestätigt,
dass Italien und Deutschland Fort-
schritte bei einem Abkommen zur
Rückführung von Flüchtlingen ma-
chen. Italien komme es aber darauf
an, dass es dadurch „keinen Mig-
ranten mehr“ aufnehme als ohne-
hin schon im Land seien, sagte der
Chef der rechten Lega gestern nach
einem Treffen mit Ungarns Minis-
terpräsident Viktor Orbán in Mai-
land. Laut Bundesinnenminister
Horst Seehofer will Italien von der
deutsch-österreichischen Grenze
nur so viele Asylbewerber zurück-
nehmen, wie Deutschland aus ita-
lienischen Häfen aufnimmt. dpa

Razzia war
unverhältnismäßig
Wien. Die Razzia im Bundesamt
für Verfassungsschutz und Terroris-
musbekämpfung (BVT) und bei
BVT-Mitarbeitern bringt Öster-
reichs Innenminister Herbert Kickl
(FPÖ) in Bedrängnis. Das Oberlan-
desgericht entschied, dass die Haus-
durchsuchungen im Februar wegen
des Verdachts des Amtsmissbrauchs
bis auf eine unverhältnismäßig wa-
ren. Die vermuteten Beweismittel
hätten sich auch durch Amtshilfe
beschaffen lassen, so das Gericht.
Die Wirtschafts- und Korruptions-
staatsanwaltschaft (WKStA) will
nach Angaben vom Dienstag nun
prüfen, wie mit den Ergebnissen
der Ermittlungen umzugehen ist,
die auf Basis der Durchsuchungen
gewonnen wurden. Die Opposition
von SPÖ und Grünen forderte
Kickl zum Rücktritt auf. dpa
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Ministerin tritt
zurück

Potsdam. Im Pharmaskandal um
gestohlene Krebsmittel hat Bran-
denburgs Gesundheitsministerin
Diana Golze ihren Rücktritt er-
klärt. Es gab „strukturelle und orga-
nisatorische Mängel, für die letzten
Endes die Ministerin die politische
Verantwortung zu tragen hat“, er-
klärte die Linke-Politikerin. Die
Brandenburger Firma Lunapharm
soll in Griechenland gestohlene,
womöglich unsachgemäß gelagerte
und deshalb unwirksame Krebsme-
dikamente an Apotheken und
Großhändler geliefert haben. Nach
dem Untersuchungsbericht einer
Expertenkommission hätten die
Behörden bereits im Februar
2017 eingreifen müssen. dpa

Kirche bringt 100
Flüchtlinge unter

Rom. Die 100 Flüchtlinge von Bord
der „Diciotti“, die von Sizilien aus
nach Rom unterwegs sind, werden
nun doch zunächst in einem Heim
in Rocca di Papa südöstlich der
Hauptstadt untergebracht. Das be-
stätigte der katholische Heimbetrei-
ber „Auxilium“, der nach Kirchen-
angaben für die Aufnahme zustän-
dig ist, am Dienstagnachmittag. Zu-
nächst waren dort weder eine Be-
stätigung noch weitere Auskünfte
zu erhalten. Medienberichten zu-
folge sollen die Migranten von der
Einrichtung in Rocca di Papa aus
später auf mehrere italienische Di-
özesen verteilt werden. kna

„Ramstein bewegt
noch immer“

Ramstein. Die Flugkatastrophe von
Ramstein im Jahr 1988 ist aus Sicht
der rheinland-pfälzischen Minister-
präsidentin Malu Dreyer (SPD) tief
im Gedächtnis des Landes veran-
kert. „Es bewegt uns auch nach
30 Jahren noch immer. Deswegen
wollen wir den Opfern und ihren
Angehörigen heute sagen, dass wir
in Gedanken bei ihnen sind“, sagte
Dreyer am Jahrestag des Unglücks
bei einem Gedenkgottesdienst in
Ramstein. Am 28. August 1988 war
es während einer Flugschau auf der
US-amerikanischen Air Base in
Ramstein bei Kaiserslautern zur
Kollision dreier Flugzeuge einer ita-
lienischen Kunstflugstaffel gekom-
men. Der Absturz forderte 70 To-
desopfer, Hunderte Menschen wur-
den schwer verletzt. kna

Macron verliert
Umweltminister

Paris. Rückschlag für Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron: Sein
beliebter Umweltminister Nicolas
Hulot tritt zurück. Der 63-Jährige
sagte am Dienstag im Radiosender
France Inter, er habe sich bei The-
men wie Klima- und Artenschutz
in der Regierung auf einsamem
Posten gefühlt. Umweltschützern
zufolge verliert Deutschland damit
den wichtigsten Mitstreiter im Rin-
gen um die Schließung baufälliger
Atomkraftwerke an der Grenze. „Es
ist eine Entscheidung der Aufrich-
tigkeit und der Verantwortung“,
sagte Hulot. Er habe sich im ersten
Amtsjahr „völlig alleine“ gefühlt.
Der Klimawandel sei für ihn „die
schlimmste Herausforderung, die
die Menschheit je gesehen hat“. afp
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Gebeine an
Namibia übergeben
Berlin. Am Mittwoch gibt Deutsch-
land in der Kolonialzeit außer Lan-
des gebrachte menschliche Überres-
te an Namibia zurück. Es handelt
sich um die dritte Übergabe dieser
Art. Namibia war unter dem Na-
men Deutsch-Südwestafrika von
1884 bis 1919 deutsche Kolonie.
Während dieser Zeit wurden die
Einheimischen ausgebeutet und
unterdrückt. Besonders brutal gin-
gen deutsche Truppen von 1904 bis
1908 gegen einen Aufstand der um
ihren Landbesitz fürchtenden He-
rero und Nama vor. Das Geschehen
mit Zehntausenden Toten bezeich-
nen Wissenschaftler und Politiker
inzwischen übereinstimmend als
Völkermord. Offen ist weiter die
Frage, ob es in den USA zu einem
Verfahren gegen Deutschland
kommt. kna

Informationsfreiheit:
Journalisten klagen

Karlsruhe/Düsseldorf. Zwei Jour-
nalisten haben vor dem Bundesver-
fassungsgericht Beschwerde gegen
Einschränkungen der Informations-
freiheit eingelegt. Konkret gehe es
um die Frage, wann einmal durch
das Informationsfreiheitsgesetz
(IFG) gewährte Rechte durch Vor-
schriften wieder zurückgenommen
werden dürfen, teilten die Landes-
verbände NRW und Hamburg des
Deutschen Journalisten-Verbandes
(DJV) am Dienstag mit. Die Journa-
listengewerkschaft unterstützt die
Klage der beiden Journalisten Da-
niel Drepper und Niklas Schenck,
die Anfang August in Karlsruhe
eingereicht wurde. Drepper und
Schenck hatten 2011 als freie Jour-
nalisten zur staatlichen Förderung
der deutschen Sportverbände re-
cherchiert und vom Bundesinnen-
ministerium die Herausgabe von
Dokumenten nach dem IFG ver-
langt. Das Ministerium stellte zwar
Akten zur Verfügung, hielt jedoch
auch einige Dokumente zurück. epd

„Gewisse Erbschaft der DDR“
Interview Der Politologe Hans Vorländer sagt, der Osten erwarte viel von der Politik – und zugleich traue er ihr nicht
Hooligans und Rechtsextreme, al-
te und neue Nazis und besorgte
Bürger: Woraus setzt sich der
Mob zusammen, der in Chemnitz
Migranten jagte? Der Dresdner
Politologe rät zur Differenzie-
rung, – und bezweifelt im Ge-
spräch mit Cornelie Barthelme,
ob zumindest die Bürger wissen,
was Demokratie ist.

Müssen wir uns, Herr Professor Vorlän-
der, angeblich nur besorgte Bürger ab
sofort als Ausländer jagende Sachsen
vorstellen?

HANS VORLÄNDER: Man muss
da differenzieren: In Sachsen ist ei-
ne rechtsextreme Struktur entstan-
den, die sich in Chemnitz auch mit
dem Fußball verbindet. Diesen ge-
waltbereiten Gruppierungen ge-
lingt es, über die Frage Ausländer
und Migration Teile der Bürger-
schaft für sich zu gewinnen – und
zu mobilisieren.

Was hat der Staat – oder die Politik –
versäumt, dass sich eine solche Melan-
ge von Extremen und Bürgern bilden
kann?

VORLÄNDER: In Sachsen hat der
Staat sicher zu lange zugeschaut:
Die NPD war im Landtag, schon
vorher gab es in Ostsachsen bei-
spielsweise junge, rechtsextreme Ka-
meradschaften. Inzwischen gibt es
viele Maßnahmen und Programme;
aber sie greifen noch nicht überall.

Wenn Bürger sich nicht mehr vor Ex-
tremisten scheuen – kann man sie
dann noch zurückholen?

VORLÄNDER: Mit solchen, denen
die Politik nicht gefällt, die sich zu-
rückgesetzt oder nicht repräsentiert
fühlen, versucht der neue sächsi-
sche Ministerpräsident ins Ge-
spräch zu kommen. Er geht in den
letzten Winkel Sachsens, um mit
den Bürgern über ihre Probleme zu
reden. Die Gewaltbereiten dagegen
sind weitgehend immun gegen Dia-
log. Vielleicht helfen Maßnahmen
der Gewaltprävention, auch Fanbe-

treuung in und um die Fußballver-
eine. Und wenn das nicht hilft,
müssen eben polizeiliche und jus-
tizstaatliche Mitteln eingesetzt wer-
den.

Wer geht eigentlich auf die Straße:
Leute, die überhaupt keine Demokra-
tie wollen? Oder solche, die sie nur an-
ders haben wollen?

VORLÄNDER: Ich bin mir gar
nicht sicher, ob die Leute wirklich
wissen, was Demokratie ist. Es ist
natürlich legitim zu demonstrie-
ren – aber es gibt demokratische
Spielregeln: Gewaltfreiheit, Res-
pekt, Toleranz. Das muss den Men-
schen wieder vermittelt werden.
Und denen, die dafür nicht mehr
empfänglich sind, muss man sagen:
Du musst mit strafrechtlichen Kon-
sequenzen rechnen.

Ist der Osten dem Westen in Sachen
Bindung an die Demokratie so weit
hinterher, wie der Westen das glaubt?

VORLÄNDER: Im Osten ist immer
noch eine gewisse Erbschaft der
DDR zu bewältigen: Nicht nur,
aber auch in Sachsen fehlt eine star-

ke Zivilgesellschaft, die für die de-
mokratische Verwurzelung sorgt.
Und auch das Verhältnis zur Politik
ist DDR-geprägt: Einerseits erwartet
man von ihr viel, andererseits traut
man ihr nicht so richtig. Natürlich
gilt das nicht für alle in Ostdeutsch-
land; aber ganz sicher für die, die
ihre Empfindlichkeiten, ihre Wut
und ihren Zorn sehr lautstark auf
die Straßen bringen. Wenn man die
Wahlergebnisse der letzten Jahren
als Indikator nimmt, dann sind das
15 bis fast 30 Prozent.

Die Politik liebt Punkte-Pläne. Ein
Drei-Punkte-Plan für die Demokratie
und gegen den Rechtsextremismus?

VORLÄNDER: Erstens: Probleme
adressieren. Es geht um den ländli-
chen Raum, wo in den letzten
30 Jahren die Versorgung mit al-
lem, was wichtig ist, immer
schlechter geworden ist: Lehrer,
Ärzte, öffentlicher Transport, natür-
lich auch Arbeit. Die Veränderun-
gen im Osten waren und sind
enorm – und darunter haben viele
Menschen gelitten. Es muss inves-
tiert werden in die Entwicklung

dieser Peripherie. Das Zweite: Es
sind sehr deutlich die Anstrengun-
gen in der politischen Bildung zu
erhöhen. Und das ist vor allem eine
Aufgabe für die Schulen – beson-
ders dort, wo sich soziale Brenn-
punkte herausentwickelt haben:
auf dem Land und an den Rändern
der großen Städte. Man braucht
junge Lehrer; gerade in Sachsen ist
die Überalterung ein großes Pro-
blem. Und das Dritte: Haltung zei-
gen. Für die Demokratie und die
Rechtsstaatlichkeit eintreten und
ganz klare Grenzen ziehen. Man
kann große politische Differenzen
haben – aber man muss wissen, was
die demokratischen Regeln sind.
Und da darf man nicht schwanken.
Vor allem nicht von politischer Sei-
te.

Die Politik hat also Nachholbedarf?

VORLÄNDER: Ich denke schon.
Die Politik in Sachsen hätte früher
reagieren müssen – aber man hat
gedacht, das Problem löst sich von
alleine. Dass es sich nicht von allei-
ne gelöst hat, das kann man jetzt
besichtigen.

Aufgeheizte Stimmung: Zu Beginn der Vorkommnisse war die Polizei noch präsent, später musste sie den Rechten das Feld überlassen. Foto: dpa

Warnung an Reporter
Der Deutsche Journalisten-Verband
(DJV) rät bei der Berichterstattung
über die Demonstrationen in
sächsischen Städten zu Vorsicht.
Anlass sind die gewalttätigen Aus-
einandersetzungen in Chemnitz,
bei denen auch Journalisten von
rechtsextremen Demonstranten
bedroht worden seien. Beobachtern
zufolge habe sich seit Beginn der
Krawalle in Chemnitz am Wochen-
ende das Aggressionspotenzial
weiter gesteigert. „Journalisten
müssen wissen, dass sie von gewalt-
bereiten Rechtsextremisten als
Gegner und nicht als unparteiische
Beobachter gesehen werden“, so der
Bundesvorsitzende Frank Überall.
„Das muss auch den Polizeieinsatz-
kräften klar sein, zu deren Auf-
gaben es auch gehört, Journalisten
die Berichterstattung zu ermög-
lichen.“ Überall äußerte die Hoff-
nung, dass die Polizei aus den
Fehlern der vergangenen Wochen
gelernt habe. kna

Wer demonstrierte in Chemnitz?
Chemnitz. Zwei Tage hintereinan-
der geben Rechtsextreme und Hoo-
ligans im sächsischen Chemnitz
den Ton an. Auslöser ist der Tod ei-
nes 35 Jahre alten Mannes am Ran-
de des Stadtfestes. Die Stimmung
ist aufgeheizt.
Wer hat sich an der Demonstrati-
on der rechten Gruppen beteiligt?
Rund 6000 Menschen kamen zu
dem Aufmarsch am Montag – viel
mehr als erwartet. Für die Demo sei
in Hooligankreisen bundesweit
mobilisiert worden, teilt der sächsi-
sche Verfassungsschutz mit. Neben
Rechtsextremen aus ganz Sachsen
kamen Demonstranten aus Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen,
Thüringen, Berlin und Branden-
burg nach Chemnitz. Die „scharfe
Aggressivität“ der Hooligangrup-
pen habe das Geschehen bestimmt.
Es seien aber auch ganz normale
Bürger auf der Straße gewesen.
Wie haben die Hooligans so
schnell so viele Teilnehmer mobili-
siert?

In erster Linie sei über die sozialen
Netzwerke für Chemnitz mobili-
siert worden, heißt es vom Verfas-
sungsschutz. Dort gebe es „kommu-
nikative Strukturen zuhauf“. Die
Hooliganszene im Umfeld des Fuß-
ball-Regionalligisten Chemnitzer
FC sei „besonders mobilisierungs-
stark“. Zwei Gruppen – „Kaotic“
und „NS Boys“ („New Society
Boys“) – hätten für den Montag-
abend getrommelt.
Warum waren so wenige Polizis-
ten in Chemnitz?
Die Initiatoren hatten insgesamt
1500 Teilnehmer angemeldet
(1000 bei der rechtspopulistischen
Bewegung Pro Chemnitz und
500 bei der Gegendemonstration
von „Chemnitz nazifrei“). Auf-
grund polizeilicher Erfahrungen
und aktueller Erkenntnisse des Ta-
ges ist die Einsatzleitung von einer
doppelten Anzahl ausgegangen. In
Chemnitz waren daher 591 Polizis-
ten im Einsatz, ausschließlich aus
Sachsen. „Dass es dann nochmal ei-

ne solche Vervielfachung gab, das
war für uns nicht zu prognostizie-
ren“, sagt Landespolizeipräsident
Jürgen Georgie.
Was ist bekannt zum Tötungsde-
likt, das die Eskalation auslöste?
Zwei Tatverdächtige, ein 23 Jahre
alter Syrer und ein 22-jähriger Ira-
ker, sitzen in U-Haft. Anders als im
Internet kolportiert ging den tödli-
chen Messerstichen laut Polizei
kein sexueller Übergriff auf eine
Frau voraus. Landespolizeipräsi-
dent Georgie sagt, es habe Streit
zwischen zwei Männergruppen ge-
geben, in dessen Verlauf schließlich
Messer gezogen wurden.
Wie positioniert sich die AfD?
Die AfD steht in Sachsen ein Jahr
vor der Landtagswahl glänzend da.
In einer aktuellen Wählerumfrage
liegt sie mit 25 Prozent auf dem
zweiten Platz, dicht hinter der
CDU. Ob die Ereignisse in Chem-
nitz auf das Konto der Protestpartei
einzahlen oder nicht, ist noch of-
fen. dpa

Hans Vorländer
ist geschäfts-
führender Di-
rektor des Insti-
tuts für Politik-
wissenschaft an
der TU Dresden.
Foto: dpa

„Schrecklich alltäglich“: Was
die Presse im Ausland schreibt

Frankfurt. Die Ausschreitungen in
Chemnitz beschäftigen auch Kom-
mentatoren im Ausland. Einige
Pressestimmen im Überblick:
„Der Standard“ (Wien): „Wer an
Sachsen denkt, dem fallen auch
noch rasch Heidenau, Clausnitz
und Freital ein, wo ebenfalls der
rechte Mob wütete – und immer
weniger touristische Höhepunkte
wie die Semperoper in Dresden
oder die Basteifelsen. Die Sachsen
seien „immun“ gegen Rechtsradika-
lismus, hat der frühere Ministerprä-
sident Kurt Biedenkopf einmal ge-
sagt. ... Es wäre jetzt Zeit für klare
Worte aus der sächsischen CDU.
Schweigen und sich ducken – aus
Angst vor der AfD – ist ein falscher
und schändlicher Weg.“
„Tages-Anzeiger“ (Zürich): „An-
griffe von Rechtsextremen auf Aus-
länder sind in Deutschlands Osten
schrecklich alltäglich. Besonders an
dem Vorfall von Sonntag sind vor

allem die Größe des Mobs, dessen
straffe Organisation und die Tatsa-
che, dass er die Straßen einer ziem-
lich großen Stadt an einem Wo-
chenendnachmittag in Besitz zu
nehmen wagte, als sich auch viele
unbeteiligte Passanten dort aufhiel-
ten.“
„La Repubblica“ (Rom): „Als die
Neonazis die Hand zum Hitlergruß
hoben, war die Situation in Chem-
nitz schon außer Kontrolle. Der
Tag der harten Zusammenstöße
zwischen Demonstranten der extre-
men Rechten und Antifaschisten
endete mit einigen Verletzten. Das,
was in der Stadt – die ironischer-
weise einst Karl-Marx-Stadt hieß –
passiert ist, sind Szenen, die man in
Deutschland seit längerem nicht
gesehen hat. Und die Neonazis ha-
ben sich für ihr Treffen – weitere
Ironie – ausgerechnet die Statue des
Vaters des Kommunismus ausge-
sucht.“ dpa

Koalition verständigt sich über Rentenfragen
Spitzentreffen Führende Politiker von Union und SPD beraten spätabends im Kanzleramt über Sozialpaket

Die erste Hürde im Ringen um
ein umfassendes Sozialpaket
scheint genommen. Regelung
gibt es auch beim CSU-Thema
Mütterrente. Weitere Schritte
sind noch offen.

Berlin. Zwischen Union und SPD
hat sich gestern Aabend eine Eini-
gung auf ein umfassendes Renten-
paket abgezeichnet. Es könnte
schon an diesem Mittwochvormit-
tag (09.30 Uhr) im Kabinett behan-
delt werden, wie dpa unter Beru-
fung auf Teilnehmerkreise meldete.
Offen blieb demnach, wie weit der
Beitrag zur Arbeitslosenversiche-
rung gesenkt werden soll.
Dem Vernehmen nach hat es

auch eine Verständigung bei der
Mütterrente gegeben. So sollten
nun alle Mütter, deren Kinder vor
1992 geboren wurden, zusätzlich ei-
nen halben Rentenpunkt bekom-

men. Davon könnten dann mehr
Mütter profitieren. Bisher war ge-
plant, dass nur Mütter, die drei und
mehr Kinder vor 1992 geboren ha-
ben, einen ganzen Rentenpunkt an-
gerechnet bekommen sollen. In
diesem Punkt hat sich ganz offen-
sichtlich Sozialminister Hubertus
Heil (SPD) durchgesetzt.

Niveau soll bis 2025 halten
Das Rentenpaket sieht zudem Ver-
besserungen für Bezieher von Er-
werbsminderungsrente vor. Zu-
gleich soll das aktuelle Rentenni-
veau von 48 Prozent bis 2025 stabi-
lisiert werden. Das bedeutet, dass ei-
ne Standardrente nach 45 Beitrags-
jahren nicht unter 48 Prozent des
aktuellen Durchschnittsverdienstes
sinkt. Der Beitragssatz soll nicht
über 20 Prozent steigen.
Unabhängig davon gibt es weiter
Streit über längere Rentengarantien

bis 2040. Nach einem Vorstoß von
Vizekanzler Olaf Scholz (SPD) for-
dert die SPD eine Debatte darüber.
Die Union lehnt dies ab und will
Vorschläge der Rentenkommission
abwarten.
Am Dienstagabend trafen zu-

nächst Bundeskanzlerin Angela

Merkel und SPD-Chefin Andrea
Nahles zu Beratungen zusammen.
Danach kamen Vizekanzler Olaf
Scholz (SPD), CSU-Chef Horst See-
hofer, Unionsfraktionschef Volker
Kauder (CDU) und CSU-Landes-
gruppenchef Alexander Dobrindt
dazu. Auch Heil sollte teilnehmen.

Merkel, Scholz und Seehofer hatten
bereits am Samstag darüber bera-
ten.
Beim Beitrag zur Arbeitslosen-

versicherung wird in der Union ei-
ne Absenkung um 0,6 Prozent-
punkte auf 2,4 Prozent zum 1. Janu-
ar 2019 gefordert. Im Koalitionsver-
trag sind 0,3 Punkte vereinbart.
Heil ist unter Umständen bereit,
weiter abzusenken. Zuletzt hieß es,
die Senkung könnte auf 0,5 Pro-
zentpunkte hinauslaufen.

Höherer Pflegebeitrag?
Hintergrund des Ringens um eine
stärkere Senkung ist auch, dass der
Pflegebeitrag ebenfalls zum 1. Janu-
ar deutlicher angehoben werden
soll als um die bisher vorgesehenen
0,3 Punkte. Gesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) hat eine Erhö-
hung um 0,5 Prozentunkte ange-
kündigt. dpa

Merkel fährt zur Spitzenrunde im Kanzleramt ein. Foto: dpa


